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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Schröder (Lüneburg), Dr. Warnke, 

Baron von Wrangel, Niegel, Schmitz (Baesweiler), Dr. von Bismark, Dr. Althammer, 

Dr. Hornhues, Seiters,Biehle, Ey, Eilers (Wilhelmshaven), Nordlohne, Narjes, 

Dr. Müller-Hermann, Hösl, Carstens (Emstek), Sauer (Salzgitter), Böhm (Melsungen), 
Schedl und Genossen 
- Drucksache 7/2564 - 


betr. Neuabgrenzung der Fördergebiete 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Wirtschaft hat mit Schreiben vom 10. Oktober 1974 - IC2 - 
70 03 92 - namens der Bundesregierung die Kleine Anfrage wie 
folgt beantwortet: 


1. Was ist unter der „gemeindescbarferi" Abgrenzung der 170 
regionalen Arbeitsmärkte zu verstehen? 

Bei der Abgrenzung der regionalen Arbeitsmärkte hat der Gut- 
achter, Professor Dr. Paul Klemmer, jede Gemeinde einem 
Arbeitsmarkt zugeordnet und damit die Grenzen der Arbeits- 
märkte nach Gemeinden festgelegt. 


2. Hat die Bestimmung von „gemeindeschart" abgegrenzten Re- 
gionen innerhalb des Zonenrandgebietes und anderer Pörder- 
gebiete zur Folge, daß Teile des Zonenrandgebietes und ande- 
rer Fördergebiete nicht mehr gefördert werden? 

Nach dem Beschluß des Planungsausschusses der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk- 
tur" gehört das Zonenrandgebiet in seiner Gänze auch weiter- 
hin zu den Fördergebieten. Dies gilt nicht für alle bisherigen 
Fördergebiete außerhalb des Zonenrandgebiets. Für die künftig 
aus der Förderung herausfaiienden Gebiete werden im Zu- 
sammenhang mit dem Beschluß über den 4, Rahmenplan Über- 
gangsregelungen festgelegt werden. 
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3. In welchem Maße wurden respektive werden qualitative 
Aspekte vorhandener Infrastruktureinrichtungen bei dem Krite- 
rium „physischer Ausstattung der Region mit Infrastruktur" 
berücksichtigt? 

Bereits die quantitative Erfassung von Infrastruktureinrich- 
tungen bereitet auf Grund der mangelhaften statistischen 
Grundlagen erhebliche Schwierigkeiten. Dies gilt in verstärk- 
tem Maße für die Berücksichtigung der Qualität solcher Einrich- 
tungen. Hinzu kommen hier noch ungelöste methodische Pro- 
bleme. Daher mußte auf die Einbeziehung qualitativer Aspekte 
von Infrastruktureinrichtungen in das Abgrenzungskriterium 
„physische Ausstattung der Region mit Infrastruktur" verzich- 
tet werden. 


4. Aus welchen Gründen hat das Infrastrukturrückstandskriteriuin 
bei der Ermittlung der Gesamtmeßziffer das abweichende Ge- 
wicht von 0,5 erhalten? 


Die in der Antwort zu Frage Nr. 3 aufgeführten Gründe haben 
dazu bewogen, das Infrastrukturrückstandskriterium im Ver- 
gleich mit den anderen beiden Kriterien, für die wesentlich 
gesichertere Unterlagen und Methoden verwandt wurden, mit 
dem Gewicht von 0,5 zu versehen. 


5. Nach welchen Kriterien ist man bei der Auswahl der Schwer- 
punktorte zur Festlegung einer Mindesteinwohnerzahl von 
20 000 und einer Durchschnittseinwohnerzahl von 60 000 im Ein- 
zugsbereich gekommen? 

Die Festlegung der Mindesteinwohnerzahl von 20 000 geht auf 
die Übernahme eines in der regionalen Wirtschaftspolitik seit 
Jahren bewährten Grundsatzes zurück. Der Durchschnitt von 
60 000 ist eine Näherungszahl, bei der die bisherige Bevölke- 
rung der Fördergebiete - rd. 20 Millionen - mit der bisherigen 
Zahl der Schwerpunktorte - 314 - ins Verhältnis gesetzt wurde. 
In beiden Fällen wird auf den Einzugsbereich des jeweiligen 
Schwerpunktortes abgestellt. 

Mit diesem Beschluß des Planungsausschusses soll auch weiter- 
hin an der Beschränkung der Zahl der Schwerpunktorte fest- 
gehalten werden. 


6. Entspricht es der Absicht der Bundesregierung, bestehende 
Schwerpunkte mit einem Einzugsbereich unter 20 000 Einwohner 
künftig wegfallen zu lassen, und ist bei den Anmeldungen zum 
4. Rahmenplan zu befürchten, daß finanzschwache und ver- 
gleichsweise dünn besiedelte Länder nun weniger Schwerpunkte 
Vorschlägen können? 

Der vom Planungsausschuß mit nur einer Enthaltung getroffene 
Beschluß zur Auswahl der Schwerpunktorte umfaßt „Soll"- 
Bedingungen, die unter Berücksichtigung regionaler Besonder- 
heiten anzuwenden sind. Auf Grund der Flexibilität, die diesem 
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Beschluß innewohnt, hofft die Bundesregierung auf die Mit- 
arbeit und -Verantwortung der Länder, die bisherige Effektivi- 
tät des Schwerpunktprinzips zu erhalten und möglichst weiter 
zu steigern. 


7. Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, die Zahl von 
60 000 deutlich zu reduzieren, so daß etwa für großräumige 
Landkreise mit niedriger Bevölkerungszahl bei der Bestimmung 
von Schwerpunktorten eine Einwohnerzahl von durchschnittlich 
20 000 bis 30 000 pro Einzugskbereich zugrunde gelegt wird, und 
teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß so nur dem Ziel 
der Raumordnung entsprochen werden kann, gleichwertige Le- 
bensverhältnisse in allen Teilen des Bundesgebietes zu schaf- 
fen? 

Die Bundesregierung ist - wie schon in der Antwort zu Frage 
Nr. 6 dargestellt - der Ansicht, daß die Beschlüsse zur Auswahl 
der Schwerpunktorte die notwendige und hinreichende Flexibi- 
lität bei der Bestimmung der Schwerpunktorte gewähren. Die 
Länder teilen offensichtlich diese Ansicht, da sie in der Plaungs- 
ausschußsitzung vom 21. August 1974 bei einer Enthaltung den 
Beschlüssen zur Schwerpunktortauswahl zugestimmt haben. 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß nur durch 
das in der Frage skizzierte Vorgehen bei der Bestimmung der 
Schwerpunktorte gleichwertige Lebensverhältnisse in allen 
Teilen des Bundesgebietes geschaffen werden. Vielmehr spricht 
die regionalpolitische Erfahrung von Bund und Ländern dafür, 
daß dieses Ziel dauerhaft nur in Kommunen mit größeren Ein- 
zugsbereichen erreicht wird. 


8. Aus welchen Gründen ist die 10 ‘^/oige Förderung und damit 
ein nicht unwichtiger Präferenzvorsprung des Zonenrandgebie- 
tes abgeschafft worden? 

Die 10 V. H. -Schwerpunktpräferenz war stets als eine Über- 
gangsmaßnahme bis zur Neuabgrenzung der Fördergebiete be- 
zeichnet worden. Ihr Wegfall kann daher nicht Anspruchs- 
grundlage für die Erhöhung der Förderungspräferenzen im 
Zonenrandgebiet sein. Außerdem kann nach den Regelungen 
über die Förderung in unmittelbarer Nähe der Zonengrenze in 
begründeten Ausnahmefällen vom Schwerpunktprinzip und von 
der 15 v. H. -Förderungspräferenz abgewichen werden. Diese 
Ausnahmeklausel gilt nur für das Zonenrandgebiet und sichert 
ihm - nicht zuletzt durch bisher großzügige Handhabung - 
einen Förderungsvorsprung vor den übrigen Fördergebieten. 
Hierbei sind sonstige gewichtige Vergünstigungen, die aus- 
schließlich im Zonenrandgebiet gewährt werden, noch außer 
Betracht gelassen. 


9. Trifft es zu, daß der Anteil des Zonenrandgebietes an den ge- 
samten Mitteln der Gemeinschaftsaufgabe von nunmehr 45 ®/o 
auf zukünftighin etwa 43 Vo abfällt? 


Die genannten Prozentsätze sind richtig. Zu ihrer Erläuterung 
ist jedoch auf folgendes hinzuweisen: Bei der Erhöhung der 


3 



DrUCkSdChG ll2ß!317 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Mittel der Gemeinschaftsaufgabe um insgesamt 56 Mio DM 
ging es nicht um eine allgemeine finanzielle Aufstockung. Viel- 
mehr wurde die finanzielle Integrierung notwendiger zusätz- 
licher Förderungsmaßnahmen in Nordrhein-Westfalen und 
Baden-Württemberg ohne finanzielle Verluste für die übrigen 
Fördergebiete, insbesondere das Zonenrandgebiet, vorgenom- 
men. überdies hätte die Wahrung des Anteils des Zonenrand- 
gebiets an der finanziellen Förderung der Gemeinschaftsauf- 
gabe Mittel in einem solchen Umfang erforderlich gemacht, der 
bei der gegenwärtigen Finanz- und Haushaltssituation der 
Gebietskörperschaften nicht zu rechtfertigen ist. Schließlich ist 
auf den Beschluß des Planungsausschusses vom 21. August 1974 
hinzuweisen, wonach die Zonenrandländer sich verpflichtet 
haben, jährlich mindestens 123 Mio DM im Zonenrandgebiet aus 
Gemeinschaftsaufgabenmitteln einzusetzen, über eine evtl. Ver- 
änderung des Mindestbetrages wird der Planungsausschuß nach 
Vorlage der bisherigen jährlichen Ausgaben im Zonenrand- 
gebiet in den Jahren 1970 bis 1973 durch die Länder Bayern, 
Hessen, Niedersachsen und Schleswig-Holstein beraten. Es ist 
gegenwärtig nicht sicher, ob der Betrag von 123 Mio DM von 
diesen Ländern jährlich im Zonenrandgebiet ausgegeben wor- 
den ist. Die Berechnungen werden zusammen mit den An- 
meldungen dieser Länder zum 4. Rahmenplan eingereicht; dann 
wird der Planungsausschuß erneut entscheiden. 
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